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KURZ KOMMENTIERT

Bundesbank

Geldpolitik 1983

D ie  Bundesbank hat ihre geldpoütische Strategie für 
1983 festgelegt und veröffentlicht: Im Jahresverlauf soll 
die Zentralbankgeldmenge um 4 % bis 7 % ausgewei­
tet werden. Dabei wird ein Wachstum des Produktions­
potentials um 1,5 % bis 2 % und ein unvermeidbarer 
Preisanstieg von 3,5 % zugrundegelegt. Die mittlere 
Verlaufsrate stimmt mit dem Vorschlag der Wirtschafts­
forschungsinstitute überein und liegt nur um einen hal­
ben Prozentpunkt über dem des Sachverständigenrats. 
Die Bestimmungsgrößen werden von Ihnen gleichwohl 
unterschiedlich interpretiert.

Das Wachstum des Produktionspotentials ist in den 
letzten Jahren rezessionsbedingt auf 1,5 % zurückge­
gangen; dies schreibt der Sachverständigenrat fort und 
fordert die Bundesbank auf, auch für 1983 den monetä­
ren Spielraum auf das reduzierte Potentialwachstum 
abzustimmen. Die Institute sehen die Gefahr, daß mit ei­
ner solchen Geldpolitik das reale Wachstum monetär 
beschränkt und die wirtschaftliche Schwäche perpetu­
iert wird. Nicht das rezessionsbedingt gedrückte, son­
dern das bei „normaler“ Investitionstätigkeit zu enwar- 
tende Potentialwachstum soll Richtschnur einer mittel­
fristig stetigen Geldpolitik sein.

Das so definierte Potentialwachstum liegt bei 2 % bis 
3 %. Die Zielvorgabe der Bundesbank wird dem zwar 
nur knapp gerecht, dafür bemißt sie den nur mit hohen 
Kosten zu vermeidenden Preisanstieg unerwartet groß­
zügig mit 3,5 %. Zwar wird der Orientierungswert des 
Geldmengenziels wieder unnötig durch die festgelegte 
Bandbreite und durch taktische Vorbehalte einge­
schränkt, dennoch ist eine Geldpolitik eingeläutet, die 
zu steigender Wirtschaftsaktivität paßt. ws

GATT

Mangelnde Konsensfähigkeit

D ie  Ministerkonferenz des GATT war ein Fehlschlag. 
Die Schlußerklärung blieb nicht nur vage und unver­
bindlich, sondern wurde durch eine parallel dazu abge­
gebene „Interpretation“ der EG noch zusätzlich verwäs­
sert. Besorgniserregend ist dabei nicht so sehr, daß es 
in hochgespielten Einzelproblemen wie vor allem den
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Agrarsubventionen der EG nicht zu einer Einigung kam. 
Damit konnte nicht ernsthaft gerechnet werden. Zu den­
ken gibt aber die mangelnde Konsensfähigkeit in grund­
legenden Fragen, so vor allem darüber, ob der Protek­
tionismus gewissermaßen ein ungewolltes Kind der Re­
zession ist oder aber diese selbst entscheidend mitver­
ursacht. Außerdem hat das GATT als Ordnungsrahmen 
für den Welthandel weiter an Prestige eingebüßt.

Die Entwicklungsländer werden nun ihre Anstrengun­
gen verstärken, die UNCTAD als Gegenorganisation 
zum GATT aufzubauen. Gleichzeitig erhalten Regiona­
lisierungstendenzen Auftrieb. So wurde in Genf die Idee 
einer von Tokio bis Wellington sich erstreckenden Prä­
ferenzzone im Pazifischen Raum wieder hervorgeholt. 
Brasilien und die USA haben am Rande der Konferenz 
bilaterale Handelsvereinbarungen getroffen. Und die 
EG hat auf dem anschließenden Gipfeltreffen in Kopen­
hagen zu einer Stärkung der Gemeinschaftspräferenz 
aufgerufen. Im Klartext heißt dies, daß die „liberalen“ 
EG-Staaten -  Bundesrepublik Deutschland, Niederlan­
de und Dänemark -  auf einen protektionistischen Ge­
meinschaftskurs gegenüber Drittländern, allen voran 
Japan, eingestimmt werden sollen. Die Bundesregie­
rung wäre gut beraten, dabei nicht mitzuspielen, zumal 
die guten Vorsätze für eine Wiederbelebung des Ge­
meinsamen Marktes sich unter dem Eindruck wachsen­
der Ungleichgewichte im innergemeinschaftlichen Han­
del -  das französische Defizit im Handel mit der Bun­
desrepublik z. B. ist derzeit dreimal so groß wie das ge­
genüber Japan -  schnell wieder verflüchtigen könnten.

ko

UN-SEERECHTSKONVENTION

Vielfältige Bedenken

A m  10. Dezember wurde in Kingston/Jamaika nach 
über neunjährigen Verhandlungen die Neue UN-See- 
rechtskonvention von mehr als 100 Staaten unterzeich­
net. Zu den wichtigsten nicht unterzeichnenden Län­
dern gehörte neben den USA und Großbritannien auch 
die Bundesrepublik. Diese Länder setzten ihre Unter­
schrift nur unter die Schlußakte, um sich weitere Optio­
nen offenzuhalten.

Die Bedenken gegen die Seerechtskonvention sind 
vielfältig und insgesamt gerechtfertigt. Nur die geplante 
Neuregelung des internationalen Seeverkehrs ist ak-
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zeptabel. Die Regelungen auf dem Gebiet der Fischerei 
und der Nutzung des Festlandsocl<els -  hier wurden die 
Verfügungs- und nationalen Eigentumsrechte der Kü­
stenstaaten auf 200 bzw. 350 Seemeilen ausgedehnt -  
führen zu einer eindeutigen Benachteiligung der Länder 
ohne lange Küsten bzw. ohne fischreiche Fanggründe 
vor den eigenen Küsten. Knappheitsrenten und protek­
tionistische Zugangsbeschränkungen werden die Folge 
sein. Der verbleibende Rest der Weltmeere soll durch 
eine internationale Meeresbodenbehörde mit Regiebe­
trieb planwirtschaftlich verwaltet werden. Eine wirt­
schaftliche Nutzung der Bodenschätze in Form des 
Tiefseebergbaus wird damit nicht möglich sein. Noch 
schwerwiegender ist jedoch die Befürchtung, daß mit 
der Meeresbodenbehörde der Einstieg in eine von den 
Entwicklungsländern geforderte „Neue Weltwirt­
schaftsordnung“ vollzogen werden könnte.

Von einem Beitritt der Bundesrepublik zur Seerechts­
konvention ist also abzuraten. Sie sollte vielmehr mit 
den USA, Großbritannien und den anderen nicht unter­
zeichnenden Staaten versuchen, alternative marktwirt­
schaftliche Modelle einer Meerespolitik zu entwickeln. 
Dies ist die einzige Chance und besser als der Beitritt zu 
einer Konvention, in der man schließlich doch nur über­
stimmt und von der wirtschaftlichen Nutzung der Mee­
resschätze ausgeschlossen wird. kw

DDR

Wachstum für den Export

D ie  Volkskammer der DDR verabschiedete am 3. De­
zember den Volkswirtschaftsplan für das kommende 
Jahr. Demnach soll sich die DDR auch 1983 inmitten 
der mit schweren Gleichgewichtsproblemen kämpfen­
den übrigen RGW-Partnerstaaten als eine Insel der Sta­
bilität zeigen. Berücksichtigt man die das wirtschaftliche 
Wachstum begrenzenden Faktoren, nämlich den weit­
gehend geräumten Arbeitsmarkt, die unzureichende 
bzw. einseitige Energie- und Rohstoffbasis, den Rück­
stand im technologischen Niveau sowie die auch weiter­
hin ungelösten Probleme im Außenhandel, so ist das 
beabsichtigte Wachstum des Gesamtprodukts in Höhe 
von 4,2 % bemerkenswert.

Allerdings hängt die Realisierung der insgesamt 
hochgesteckten Ziele u. a. von einer starken Leistungs­
bereitschaft der erwerbstätigen Bevölkerung ab, die 
aber auch 1983 am Wirtschaftswachstum nur zum Teil 
partizipieren soll. So sollen sowohl die Einzelhandels­
umsätze als auch die Netto-Geldeinnahmen der Bevöl­
kerung nur um 3 % steigen; dies sind die niedrigsten 
Planraten seit Honeckers Machtantritt 1971. Die ange­
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strebte Expansion der Produktion, vor allem in der Indu­
strie, soll bei weiter drastisch zurückgehenden Investi­
tionen (um ca. 8 % gegenüber 1982) erreicht werden.

Während das produzierte Nationaleinkommen um 
4,2 % wachsen soll, wird die inländische Venwendung 
also leicht sinken. Der Produktionszuwachs soll somit 
auch im kommenden Jahr in den Export gehen, um die 
hohen Außenhandelsbilanzdefizite weiter abzubauen. 
Vor dem Hintergrund der Devisenbilanz wird diese 
„Roßkur" zwar verständlich, es bleibt aber offen, ob die 
DDR bei einer weiter fallenden Investitionsquote die 
dringend benötigten Produktivitätsfortschritte allein 
durch Modernisierung und Rekonstruktion, den weiter 
zu verstärkenden Eigenbau von Rationalisierungsmit­
teln sowie erhöhte Kontrollen erreichen kann. pl

POLEN

Bilanz des Kriegsrechts

„O pera tion  gelungen, Patient liegt im Koma“ . Mit die­
sen Worten könnte man nach einem Jahr Kriegsrecht in 
Polen Bilanz ziehen. Zwar ist es vorläufig gelungen, den 
politisch organisierten Widerstand gegen die verkruste­
te Partei- und Staatsbürokratie auszuschalten. Dies ge­
schah aber zu Lasten der Wirtschaftsreform und einer 
schnellen Überwindung der Wirtschaftskrise. So wird 
das erzeugte Nationaleinkommen allen Hoffnungen des 
Militärregimes zum Trotz abermals rückläufig sein, und 
zwar um 4-6 %. Der Produktionsrückgang in der Indu­
strie konnte nicht gestoppt werden. Bei den „Erfolgen“ 
im Steinkohlebergbau handelt es sich um eine Schein­
blüte, die ihren Höhepunkt erreicht haben dürfte. Sie 
wurde mit enorm hohen Kosten erkauft. Dafür sind die 
diesjährigen Bergwerkskatastrophen ein trauriger Be­
leg.

Das Kriegsrecht hat das Hauptproblem der Wirtschaft 
nicht lösen können, sondern eher verschärft: Der Teu­
felskreis aus Import-, Produktions-, Export- und aber­
maligem Importrückgang konnte nicht durchbrochen 
werden. 1982 wurden 3 5 %  weniger Rohstoffe und 
Halbwaren aus dem Westen importiert. Daß bei rückläu­
figen Exporten überhaupt ein Überschuß von ca. 800 
Mill. Dollar im Westhandel erzielt werden konnte, ist al­
lein den gestiegenen Steinkohleausfuhren zu verdan­
ken. Dafür ist das Defizit im Handel mit der UdSSR ge­
stiegen.

Der Schlüssel für die Lösung der wirtschaftlichen Pro­
bleme liegt im politischen Bereich. Solange nicht eine 
tiefgreifende Wirtschafts- und Verfassungsreform er­
folgt ist, wird der polnische Patient weiter im Koma lie­
gen. gab
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